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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sport

Das Sportförderprogramm J+S geriet jüngst vermehrt in die Aufmerksamkeit der
eidgenössischen Räte. Gerade dessen finanzielle Ausstattung war jeweils ein
umstrittener Punkt. In diese Kerbe schlug auch Andrea Gmür (cvp, LU), die mit ihrer
Motion die Aufhebung des Moratoriums für neue J+S-Sportarten herbeiführen wollte.
Gmür wollte mit ihrer Motion erreichen, dass neue Sportarten, die eine bestimmte
Grösse haben und zusätzlich über etablierte Verbands- und Vereinsstrukturen
verfügen, in die J+S-Programme aufgenommen werden und so entsprechende
Fördergelder beantragen können. Der Unterstützungsstopp sei nicht mehr zeitgemäss.
Besonders das Verharren auf dem Zustand von 2009 – als aus finanziellen Bedenken die
Unterstützung neuer Sportarten blockiert worden war – wirke inzwischen wie eine
willkürliche Begrenzung. Seither hätten sich nicht nur neue Sportarten als sehr beliebt
herausgestellt, sondern es habe auch ein Wandel stattgefunden. So sei beispielsweise
der Sportartenkatalog des olympischen Komitees weiterentwickelt worden. Gmür
schwebte als Lösung eine Umschichtung der Gelder vor, was sich mit einem Kniff
haushaltsneutral umsetzen lasse: Die für die neuen Sportarten benötigten Mittel sollten
dem Funktionskredit entnommen und einem Subventionskredit zugeführt werden.
Der Bundesrat konnte dem Vorstoss nicht viel abgewinnen. In seiner Stellungnahme
argumentierte er gegen die Motion, da die angesprochenen Anpassungen seiner
Meinung nach nicht gerechtfertigt seien. Eine markante Nachfrageverschiebung in
Richtung neuer Trendsportarten sei nicht zu erkennen und nur zwei Sportarten
überstiegen in letzter Zeit die kritische Schwelle von 1 Promille (aller Teilnehmenden an
den J+S-Kursen). Dies ist der nach geltender Gesetzgebung (Verordnung des VBS über
Sportförderungsprogramme und -projekte) vorgegebene Richtwert, nach der eine neue
Sportart als J+S-bezugsberechtigt klassiert wird. In absoluten Zahlen ausgedrückt
entsprach dies im Jahr 2017 600 Kindern und Jugendlichen. Von den letzten 25
Aufnahmegesuchen für J+S-Leistungen erfüllten lediglich American Football und die
Subgruppe der Kampfkünste dieses Kriterium. Aufgrund des Moratoriums, dessen
Gültigkeit im Bundesgesetz über das Konsolidierungs- und Aufgabenüberprüfungspaket
2014 verlängert worden war, hatte der Bundesrat alle neuen Anträge abgelehnt. 

Das Geschäft war dann im Nationalrat unbestritten. Nach nur zwei Wortmeldungen, die
Motionärin und der Sportminister wiederholten im Wesentlichen ihre Haltungen, wurde
über die Motion abgestimmt. Der von 36 Nationalrätinnen und Nationalräten
mitunterzeichnete Vorstoss wurde mit 133 zu 37 Stimmen deutlich angenommen (12
Enthaltungen). 1

MOTION
DATUM: 21.09.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Im Sommer 2017 legte der Bundesrat seine Botschaft zu zwei sportpolitischen
Geschäften vor. Einerseits ging es um Beiträge an internationale Sportanlässe und
andererseits um Finanzhilfen für Sportanlagen von nationaler Bedeutung, die im
Rahmen des sogenannten NASAK 4 realisiert werden. 
Drei grosse Sportanlässe werden in den kommenden Jahren in der Schweiz
durchgeführt. Gleich zwei dieser Grossveranstaltungen finden im Jahr 2020 statt, die
Olympischen Jugendspiele in Lausanne sowie die Eishockey-Weltmeisterschaft in
Lausanne und Zürich. 2021 wird in der Zentralschweiz die Winteruniversiade
durchgeführt. Solche Veranstaltungen mit europäischer oder weltweiter Bedeutung
können gemäss Sportförderungsgesetz vom Bund finanziell unterstützt werden. Dafür
waren zwar schon Rückstellungen gemacht worden, die zur Verfügung stehenden
Kredite reichten jedoch nicht aus, um allen eingegangenen Gesuchen nachkommen zu
können. Deswegen wurde mit der vorliegenden Botschaft noch mehr Bundesgeld beim
Parlament beantragt: CHF 8 Mio. für die Jugendspiele, CHF 500'000 zugunsten der
Eishockey-WM sowie CHF 11 Mio. für die Universiade. Diese insgesamt CHF 19,5 Mio.
machten den grösseren Anteil der beantragten Gelder aus.
Betreffend die Finanzhilfen an Sportanlagen wurde eine Ergänzung des
Bundesbeschlusses aus dem Herbst 2012 beantragt. Total waren es CHF 12 Mio., die
hälftig für das Sportzentrum Malley/VD und für Infrastrukturbauten für Eishockey
aufgewendet werden sollen. Malley soll sowohl für die Jugendspiele als auch für die
Eishockey-WM  2020 als Wettkampfstätte fungieren. Die CHF 6 Mio. für den

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.12.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Eishockeysport entsprachen frei gewordenem Geld, das aufgrund einer
Nichtrealisierung des nationalen Eishockeyzentrums in Winterthur nun anderweitig
eingesetzt werden sollte und an diversen Standorten investiert werden konnte.
Mit diesen beabsichtigten Unterstützungsleistungen erfüllte der Bundesrat nicht alle
Gesuche in gleichem Ausmass. Für die Eishockey-WM wurde CHF 1 Mio. beantragt, hier
wollte der Bundesrat also nur die Hälfte beisteuern. Ebenfalls weniger als beantragt
wurde den Innerschweizer Kantonen für die Winteruniversiade zugesprochen: Man
erwartete einen Bundesbeitrag von CHF 15 bis 18 Mio., die Regierung stellte jedoch nur
CHF 11 Mio. in Aussicht.

Vor der parlamentarischen Debatte sprachen sich sowohl die FK des Nationalrats als
auch die WBK für die Bundesbeiträge aus. Letztere brachte jedoch eine Alternative vor:
Mit 10 zu 9 Stimmen wurde dem Rat beantragt, den Kredit für die Sportanlässe um CHF
3 Mio. aufzustocken. Diese zusätzlichen Gelder sollten vollumfänglich der
Winteruniversiade zugeführt werden. Im Nationalrat folgte in der Wintersession 2017
eine längere Auseinandersetzung. Für die WBK-NR brachte Matthias Aebischer (sp, BE)
den Kommissionsantrag vor und legte dar, dass das Budget für die Universiade in Luzern
noch angepasst werden musste, da die frühere Budgetierung zwecks pünktlicher
Eingabe der Gesuche an die Eidgenossenschaft mangelhaft gewesen sei. Aufgrund
dessen wollte eine knappe Mehrheit in der Kommission den Bundesbeitrag an die
Universiade demjenigen für die Jugendspiele von Lausanne angleichen und eben um
CHF 3 Mio. erhöhen. Die FK hatte bei ihrer Behandlung des Geschäfts noch keine
Kenntnis des WBK-Antrages und sprach sich entsprechend für die bundesrätliche
Vorlage aus, wie es von ihrem Sprecher Albert Vitali (fdp, LU) im Plenum angemerkt
wurde. Es war dann diese Erhöhung um CHF 3 Mio., die im Nationalrat etwas umstritten
war. Rednerinnen und Redner aller Fraktionen äusserten sich zu den Vorlagen, es war
aber letztlich nur die SVP-Fraktion, die diese CHF 3 Mio. einsparen wollte, begleitet von
einigen Grünen, die ebenfalls der WBK-Kommissionsminderheit folgen wollten. Nach
der Detailberatung, in der die Erhöhung vor allem von der Luzerner Nationalrätin
Andrea Gmür (cvp, LU) verteidigt worden war, zeigte sich aber ein etwas anderes Bild.
Zwar wurde die Beitragserhöhung mit 142 zu 35 Stimmen klar angenommen, es waren
aber Parlamentarierinnen und Parlamentarier unterschiedlichster Parteicouleur, die
sich dagegen ausgesprochen hatten. Mit 181 zu nur einer Stimme wurde der Vorlage in
neuer Fassung deutlich zugestimmt. Die Finanzhilfen an die Sportanlagen waren
gänzlich unbestritten und wurden mit 179 zu 2 Stimmen ebenfalls deutlich der
Ständekammer zur weiteren Behandlung übergeben. 2

Nachdem die Motion Gmür (cvp, LU) zur Aufhebung des Moratoriums für neue J+S-
Sportarten im Nationalrat Anklang gefunden hatte, war es am Ständerat, hierzu Stellung
zu beziehen. Seine vorberatende WBK hatte sich Mitte Februar 2018 damit befasst und
eine Modifikation vorgeschlagen. Mit elf zu null Stimmen und einer Enthaltung empfahl
sie sodann dem Plenum, die Motion anzunehmen. Die vorgeschlagene Änderung
umfasste lediglich eine Präzisierung des Motionstextes, indem nicht vorgegeben
werden sollte, wie die Umschichtung der Gelder vorzunehmen sei, um so der
Verwaltung mehr Handlungsspielraum einzuräumen. Mit dieser Anpassung soll das
Moratorium sehr wohl aufgehoben werden, jedoch wird der Lösungsweg der Verwaltung
überlassen. 
Mit diesen positiven Vorzeichen gelangte die Motion in der Frühjahrssession 2018 auf
die Tagesordnung des Ständerates. Im Plenum gab es wenig Anlass für eine lange
Debatte. Kommisionssprecher Eder (fdp, ZG) betonte in seinem Votum, dass die WBK-
SR dem J+S eine grosse Bedeutung zumesse, nicht nur, weil das Programm der
Sportförderung diene, sondern auch, weil es Kinder und Jugendliche in
verschiedensten Sportarten schule. Bezüglich des seit 2009 geltenden Moratoriums war
man in der Kommission der Meinung, dass es sich nicht mehr rechtfertige, noch länger
neue Sportarten auszuschliessen, wenn sie die Aufnahmekriterien zum J+S-Programm
erfüllten. Die im Raum stehende Abänderung des Motionstextes wurde als umsetzbarer
erachtet als die Vorgabe aus dem ursprünglichen Text, weil das Baspo gegebenenfalls
Basisleistungen für bereits bezugsberechtigte Sportarten kürzen müsste, was nicht das
Ziel der Motion wäre. „Traditionelle Sportarten dürfen durch das Moratorium nicht
bestraft werden”, so die Quintessenz aus der Kommissionsvorarbeit. Die neue
Formulierung beschränkte sich also auf die Vorgabe, dass die Aufnahme neuer
Sportarten haushaltsneutral zu erfolgen hat. Auch der Sportminister ergriff das Wort
und äusserte sich nicht nur zur Kehrtwende der Regierung (die Motion sollte nach
ihrem Willen ursprünglich abgelehnt werden), sondern er beglückwünschte sogar die
Kommission für die „formulation miracle”, für das Finden einer Patentlösung quasi. Mit
dem Segen des Bundesrates wurde die Motion in ihrer neuen Fassung dem Nationalrat

MOTION
DATUM: 06.03.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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zur Verabschiedung überlassen. 3

1) AB NR, 2017, S. 1521 f.; LZ, 22.9.17
2) AB NR, 2017, S. 2129 f.; BBl, 2017, S. 6001 ff.; Medienmitteilung FK-NR vom 13.10.2017; Medienmitteilung WBK-NR vom
27.10.2017; LZ, NZZ, 14.12.17
3) AB SR, 2018, S. 112 f.; Bericht WBK-SR vom 13.02.2018
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